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entsprechenden fremden Arbeitskraft, die sich für diese 
fremde Arbeitskraft ergebenden Einkünfte unter 900 M 
im Kalenderjahr liegen würden. Wird die ständige 
Mitarbeit nur während eines Teiles des Kalenderjahres 
ausgeübt, besteht keine Versicherungspflicht, wenn so­
wohl der in dieser Zeit erzielte Anteil des Ehegatten 
am Gewinn als auch die vergleichbaren Einkünfte 
einer fremden Arbeitskraft, jeweils umgerechnet auf 
einen Jahresbetrag, weniger als 900 M ergeben.

§ 2

(1) Ehefrauen von Handwerkern, die bis zum 30. Juni 
1968 im Handwerksbetrieb ihres Ehemannes ständig 
mitgearbeitet haben und infolge Fortsetzung dieser 
Mitarbeit ab 1. Juli 1968 gemäß § 1 der Versicherungs­
pflicht zur Sozialversicherung bei der Deutschen Ver­
sicherungs-Anstalt unterliegen, sind auf ihren Antrag 
von dieser Versicherungspflicht zu befreien. Die Be­
freiung kann von der Ehefrau des Handwerkers nicht 
widerrufen werden und gilt auch, wenn die Mitarbeit 
nach dem 1. Juli 1968 beendet und später in diesem 
Handwerksbetrieb wieder aufgenommen wird.

(2) Der Antrag auf Befreiung von der Versicherungs­
pflicht gemäß Abs. 1 ist von der Ehefrau des Hand­
werkers in der Zeit vom 1. Juli bis einschließlich 
30. September 1968 beim zuständigen Rat des Kreises 
bzw. Stadtkreises, Abteilung Finanzen, schriftlich zu 
stellen. Die Abteilung Finanzen hat die Antragstellerin 
über die für sie mit der Befreiung verbundenen Aus­
wirkungen zu unterrichten. Dem Antrag ist zu ent­
sprechen, wenn die Antragstellerin gegenüber der Ab­
teilung Finanzen eine Erklärung über die erfolgte 
Unterrichtung (Vordruck) abgegeben' hat. Diese Er­
klärung ist zu den steuerlichen Unterlagen der Ab­
teilung Finanzen zu nehmen. Die erfolgte Befreiung 
von der Versicherungspflicht ist der Antragstellerin 
schriftlich zu bestätigen.

(3) Eine Befreiung von der Versicherungspflicht ist 
nicht möglich, wenn von der ständig mitarbeitenden 
Ehefrau des Handwerkers auf Grund der Versiche­
rungspflicht gemäß § 1 vor dem 1. Oktober 1968 Lei­
stungen der Sozialversicherung in Anspruch genommen 
wurden.

II.
Beiträge und Unfallumlage

§3
(1) Der Beitrag zur Sozialversicherung für den stän­

dig mitarbeitenden Ehegatten im Handwerksbetrieb ist 
ein Jahresbeitrag.

(2) Der Beitrag zur Sozialversicherung beträgt 20 % 
(bei Vollrentenbezug 10 %) der Bemessungsgrundlage.

(3) Der Jahresbeitrag beträgt ohne Unfallumlage 
mindestens 180 M (bei Vollrentenbezug mindestens 
90 M). Bestand Versicherungs- und Beitragspflicht 
nicht für das volle Kalenderjahr und ist der Mindest­
beitrag zu zahlen, ist dieser anteilig zu entrichten.

(4) Der Beitrag zur Sozialversicherung für den stän­
dig mitarbeitenden Ehegatten ist vom Handwerker zu 
entrichten.

§4
Die Unfallumlage für den ständig mitarbeitenden 

Ehegatten ist nach den für den Handwerker geltenden 
Bestimmungen zu zahlen.

55
(1) Bemessungsgrundlage zur Berechnung des Jahres­

beitrages und der Unfallumlage für den ständig mit­
arbeitenden Ehegatten ist der im Kalenderjahr auf 
die Arbeitsleistung des Ehegatten entfallende Anteil 
am Gewinn aus dem Handwerksbetrieb, mindestens 
jedoch, unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ar­
beitszeit, der Tariflohn einer entsprechenden fremden 
Arbeitskraft.

(2) Der Teil des sich nach Abs. 1 ergebenden Betra­
ges, der 7 200 M im Kalenderjahr übersteigt, ist bei­
tragsfrei.

56
Ist der Mindestbeitrag gemäß § 3 Abs. 3 für das volle 

Kalenderjahr zu entrichten, gilt als Bemessungsgrund­
lage ein Betrag von 900 M. Diese Bemessungsgrund- 
lage ist nur anteilig anzusetzen, wenn der Mindest­
beitrag anteilig zu entrichten ist.

57
Für die Dauer des Bezuges von kurzfristigen Bar­

leistungen bzw. Schwangerschafts- und Wochengeld 
besteht keine Beitragspflicht.

III.
Leistungen der Sozialversicherung

58
Die Leistungen der Sozialversicherung werden dem 

ständig mitarbeitenden Ehegatten nach den gesetz­
lichen Bestimmungen gewährt, die für die Handwerker 
gelten.

59
(1) Für die Berechnung der Geldleistungen (außer 

Renten) ist die für die Festsetzung des Beitrages fest- 
gestellte Bemessungsgrundlage (nachstehend als bei­
tragspflichtige Einkünfte bezeichnet) des dem Eintritt 
des Versicherungsfalles vorangegangenen Kalender­
jahres maßgebend.

(2) Bestand Versicherungspflicht als ständig mit­
arbeitender Ehegatte nur für einen Teil des voran- 
gegangenen Kalenderjahres, sind die anteiligen bei­
tragspflichtigen Einkünfte auf Jahreseinkünfte um­
zurechnen.

(3) Bestand im vorangegangenen Kalenderjahr als 
ständig mitarbeitender Ehegatte keine Versicherungs­
pflicht bzw. Versicherungspflicht nur für einen Teil 
des laufenden Kalenderjahres, sind auf der Grundlage 
der Teilbeträge (Abschlagszahlungen) die anteiligen 
beitragspflichtigen Einkünfte auf Jahreseinkünfte um­
zurechnen.

(4) Liegen im Berechnungszeitraum für die Geld­
leistungen (außer Renten) Zeiten des Bezuges kurz­
fristiger Barleistungen bzw. Schwangerschafts- und 
Wochengeld, sind diese Bezugszeiten bei der Berech­
nung außer Ansatz zu lassen. Die für den Berechnungs­
zeitraum' festgestellten beitragspflichtigen Einkünfte 
sind auf Jahreseinkünfte umzurechnen.

(5) Zur Berechnung der Geldleistungen (außer Ren­
ten) ist vom ständig mitarbeitenden Ehegatten eine 
vom Rat des Kreises bzw. Stadtkreises, Abteilung 
Finanzen, ausgefertigte Bescheinigung über die bei­
tragspflichtigen Einkünfte gemäß Absätzen 1 bis 4 
vorzulegen.


